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§152

Umwandlung der vorläufigen Einstellung
Der Staatsanwalt kann die gemäß §§ 143, 150 vorläufig ein­

gestellten Verfahren endgültig einstellen, wenn
1. die Krankheit des Beschuldigten, wegen der das Verfah­

ren gegen ihn vorläufig eingestellt wurde, sich als un­
heilbar erweist;

2. die gemäß § 150 Ziffer 3 zu erwartende Maßnahme der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit rechtskräftig ausge­
sprochen wurde;

3. der Beschuldigte gemäß § 150 Ziffer 4 in dem anderen 
Staat bestraft wurde;

4. nach den Bestimmungen des Strafgesetzbuches von Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit abge­
sehen wird;

5. die gesetzlichen Voraussetzungen der Strafverfolgung in 
Wegfall geraten sind.

§153
Rückgabe an das Untersuchungsorgan

(1) Der Staatsanwalt kann die Sache durch schriftlich be­
gründete Verfügung an das Untersuchungsorgan zurückgeben, 
wenn der Umfang der Ermittlungen nicht den in den §§ 101, 
102 Absatz 3 und § 69 gestellten Anforderungen entspricht

(2) Die Rückgabeverfügung hat konkrete Weisungen über 
den Inhalt der noch zu führenden Ermittlungen zu enthalten.

§154
Erhebung der Anklage

biegt hinreichender Tatverdacht vor und sind weder die 
Voraussetzungen für die Übergabe der Sache an ein gesell­
schaftliches Organ der Rechtspflege noch die Voraussetzungen 
für eine Einstellung des Verfahrens gemäß § 148 Absatz 1 
Ziffern 3 und 4 gegeben, hat der Staatsanwalt bei Gericht An­
klage zu erheben oder Antrag auf Erlaß eines Strafbefehls 
oder auf Durchführung eines beschleunigten Verfahrens zu 
stellen.

§155
Anklageschrifti

(1) Die Anklageschrift enthält den Antrag, das Hauptver­
fahren zu eröffnen und die Hauptverhandlung anzuberaumen. 
In der Anklageschrift werden angegeben:

1. die Personalien des Beschuldigten (§ 106);
2. die Handlung, die dem Beschuldigten zur Bast gelegt 

wird, Zeit und Ort ihrer Begehung und die anzuwenden­
den Strafvorschriften;

3. die Zeugen und anderen Beweismittel;
4. das Gericht, vor dem die Hauptverhandlung stattfinden 

soll;
5. der Verteidiger;
6. die Dauer einer etwaigen Untersuchungshaft.

(2) In der Anklageschrift wird das wesentliche Ergebnis der 
Ermittlungen dargestellt. Art und Ergebnis der vom Staats­
anwalt veranlaßten Maßnahmen zur Beseitigung der festge­
stellten Ursachen und Bedingungen der Straftaten sind 
aktenkundig zu machen.

(3) Im Zusammenhang mit der Anklage soll der Staatsan­
walt Vorschläge über den zur Teilnahme an der Hauptver­
handlung besonders einzuladenden Personenkreis sowie den 

•Ort und die Zeit der Hauptverhandlung unterbreiten.

V i e r t e s K a p .  i t e l  
Gerichtliches Verfahren

E r s t e r  A b s c h n i t t
Gewährleistung der richterlichen 

Unvorcingenommenheit

§156
Grundsatz

Das Gericht ist verpflichtet, jede Strafsache unvoreinge­
nommen zu untersuchen und zu entscheiden.

. §157 
Ausschließung der Richter

Von der Ausübung des Richteramtes ist ausgeschlossen:
1. der durch die Straftat Geschädigte;
2. der Ehegatte und die Geschwister des Beschuldigten, An­

geklagten oder Geschädigten sowie die mit dem Beschul­
digten, Angeklagten oder Geschädigten in gerader Linie 
Verwandten oder durch Annahme an Kindes Statt Ver­
bundenen;

3. der Vormund des Beschuldigten, Angeklagten oder Ge­
schädigten;

4. wer in der Sache als Staatsanwalt, als Mitarbeiter eines 
Untersuchungsorgans, als Rechtsanwalt des Geschädigten, 
als Verteidiger oder als gesellschaftlicher Ankläger oder 
gesellschaftlicher Verteidiger tätig gewesen ist;

5. wer in der Sache als Zeuge, Kollektivvertreter oder 
Sachverständiger vernommen ist

§158
Frühere Mitwirkung

(1) Ein Richter, der bei einer durch ein Rechtsmittel oder 
die Kassation angefochtenen Entscheidung mitgewirkt hat, ist 
von der Mitwirkung bei der Entscheidung in höherer Instanz 
ausgeschlossen.

(2) Entsprechendes gilt für einen Schöffen, der in dieser 
Sache bereits an der Beratung und Entscheidung eines ge­
sellschaftlichen Organs der Rechtspflege als deren Mitglied 
mitgewirkt hat.

§159
Ablehnung der Richter

(1) Ein Richter kann wegen Besorgnis der Befangenheit ab­
gelehnt werden, wenn berechtigte Zweifel an seiner Unvor­
eingenommenheit bestehen. Er kann sich auch selbst für be­
fangen erklären.

(2) Das Ablehnungsrecht steht dem Staatsanwalt, dem Be­
schuldigten oder dem Angeklagten zu

(3) Die Ablehnung ist in der Hauptverhandlung erster In­
stanz nur bis -zur Verlesung des Beschlusses über die Eröff­
nung des Hauptverfahrens, in der Hauptverhandlung über das 
Rechtsmittel nur bis zum Beginn der Berichterstattung zu­
lässig.

(4) Die Ablehnung ist bei dem Gericht, dem der Richter 
angehört, geltend zu machen und zu begründen. Der abge­
lehnte Richter soll sich dazu äußern.

§160
Entscheidung über die Ablehnung

(1) Über die Berechtigung der Ablehnung entscheidet das 
Gericht, dem der Abgelehnte angehört. An die Stelle des 
abgelehnten Richters tritt sein Vertreter, über die Ablehnung 
eines Schöffen entscheiden der Vorsitzende, der andere 
Schöffe und ein hinzuzuziehender Schöffe. Werden beide 
Schöffen abgelehnt, sind zwei andere Schöffen hinzuzuziehen.


